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Der IV a - Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
durch die Richter Rottmüller, Dehner, Dr. Schmidt-Kessel,
Dr. Zopfs und Dr. Ritter auf die mündliche Verhandlung 
vom 4. Juli 1984

1 ' ■ _ f ■ ,
,J

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des II.1 Zivilsenats des Dberlandesgerichts 
Düsseldorf vom 3. November 1982 aufgehoben.

Zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung, 
auch über die Kosten des Revisionsverfahrens, 
wird die Sache an das Berufungsgericht zurück­
verwiesen.

i
Von Rechts wegen

' i Tatbestand:

Die Parteien sind Geschwister. Aufgrund Erbvertrages 
ihrer Eltern sind sie je zur Hälfte Nacherben nach ihrem 
am 4. Mai 1*558 verstorbenen Vater und Erben nach ihrer am 
4. Mai 1975 verstorbenen Mutter; diese war nichtbefreite 
'Vorerbin nach dem Vater.

Der Vater und der Kläger waren Miteigentümer zu je

P^HHBBBistraße 20. Nach dem Tode des Vaters übernahm der . 
Kläger die Verwaltung des Nachlasses und des Privatvermö- 
gens der Mutter; diese erteilte dem Kläger Generalvollmacht.



- 3 ~

Nach dem Tode der Mutter gelangte der genannte Grund­
besitz zur Teilungsversteigerung; er wurde dem Kläger am 
30. Mai 1978 zugeschlagen. Der an die Stelle des Miteigen­
tumsanteils des Vaters (bzw. der Erbengemeinschaft nach 
ihm) getretene Erlösanteil in Höhe von insgesamt 373.227,80 4 
DM wurde zugunsten der Parteien bei dem Amtsgericht hinter- . J 
legt. Der Kläger beansprucht im Wege der Teilauseinander­
setzung die Hälfte dieses Betrages nebst Zinsen für sich.
Die Beklagte ist mit einer Teilauseinandersetzung über den 
hinterlegten Betrag einverstanden. Sie hat den gesamten Be­
trag, mit der Widerklage aber für sich allein verlangt. Der j 
Kläger habe den Grundbesitz während der Vorerbschaft der 
Mutter nicht ordnungsgemäß verwaltet und dadurch ihre Rechts-1 
Stellung als Nacherbin beeinträchtigt. Daraus leitet sie 
Ersatzansprüche gegen den Kläger her, mit denen sie gegen 
die Klageforderung aufgerechnet hat. Außerdem habe der Klä-

i ..ger nach dem Tode der Mutter noch erhebliche Überschüsse
aus Mieteinnahmen erzielt, die ihr anteilig zustünden; in-! 1soweit hat sie ebenfalls aufgerechnet. I

fIDas Landgericht hat die Parteien auf Klage und Wider- j 
klage wechselseitig verurteilt einzuwilligen, daß der hin­
terlegte Betrag und die aufgelaufenen Zinsen je zur Hälfte 
an die andere Seite ausgezahlt werde, die Beklagte hinsicht-j 
lieh eines Teilbetrages von 7 . A 9 D M  jedoch nur Zug um 
Zug gegen Zahlung eines gleich hohen Betrages durch den Klä-f 
ger an die Beklagte. Ferner hat das Landgericht beide Par- ;f 
teien zur Zahlung weiterer Zinsen verurteilt und hat die 
Klage und die Widerklage im übrigen abgewiesen. Die hierge­
gen gerichtete Berufung der Beklagten hat das Oberlandesge- | 
rieht zurückgewiesen. Mit der Revision verfolgt die Beklagte| 
ihren Klageabweisungsantrag weiter; außerdem beantragt sie, J
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den Klager auf die Widerklage zu verurteilen, darin ein­
zuwilligen, daß aus dem hinterlegten Betrag Weitere 
153.147*28 DM nebst Zinsen an sie zu zahlen sind.

Entscheidung gründe:

Die Revision führt zur Aufhebung des angefochtenen 
Urteils und zur Zurückverweisung der Sache an das Berufungs­
gericht. 1

1. Entgegen der Auffassung der Revision kann sie mit 
ihren Angriffen gegen das angefochtene Urteil nicht schon 
deshalb durchdringen, weil'die Klage auf eine Teilausein­
andersetzung wegen des bei dem Amtsgericht.hinterlegten
Betrages gerichtet ist.

Der Anspruch gemäß § 2042 Abs. 1 BGB richtet sich aller­
dings auf Auseinandersetzung des gesamten Nachlasses. Des­
halb soll die Auseinandersetzungsklage grundsätzlich zu ei­
ner vollständigen Abwicklung des Erbfalles führen. Hiervon 
werden im Hinblick auf die zahlreichen Schwierigkeiten, die 
mit der Auseinandersetzung verbunden sein können, jedoch 
vielfach, Ausnahmen zugelassen. So kann eine gegenständlich 
beschränkte Teilauseinandersetzung etwa dann begehrt werden, 
wenn Nachlaßverbindlichkeiten nicht mehr bestehen und be­
rechtigte Belange der Erbengemeinschaft und der einzelnen 
Miterben nicht gefährdet werden. Im vorliegenden Fall haben 
beide Parteien von Anfang an eine Teilauseinandersetzung 
wegen des hinterlegten Betrages gewünscht..Die Belange der 
Beklagten wegen der von ihr geltend gemachten Gegenansprü­
che werden, wie noch weiter auszuführen sein wird, mit Hil­
fe von § 756 BGB hinreichend gewahrt.
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2. Der Auseinandersetzungsanspruch aus § 2042 Abs. 1 
BGB geht auf Absch1uß eines (schuldrech11ichen) Vertrages 
über einen bestimmten Auseinandersetzungsplan. Davon zu 
unterscheiden ist der Vollzug des AuseinandersetzungsVer­
trages. Er betrifft regelmäßig dingliche Geschäfte, deren 
Rechtsgrund irn Auseinandersetzungsvertrag liegt (vgl. z.B. 
Brox, Erbrecht, 3. Auf1, Ron. 494). Gleichwohl kann zu­
gleich mit dem Anspruch auf Zustimmung zu dem Auseinander­
setzungsplan auch dessen (dinglicher) Vollzug verlangt wer­
den (Palandt/Keidel, BGB 43. Aufl. § 2042 Anin. 5 b, ständi­
ge Praxis). Dagegen besteht umgekehrt ein Anspruch auf Tei­
lungsakte ohne die schuldrechtliche Auseinandersetzung nur 
ausnahmsweise (vgl. MK-Dütz, BGB § 2042 Rdn. 68; Soergel/ 
Wolf, BGB 11. Aufl. § 2042 Rdn. 10 f.'). Ein derartiger Aus­
nahme fall liegt hier nicht vor.

In der vorliegenden Sache war von beiden Seiten auf 
Zustimmung zu (unterschiedlichen) Teilungsplänen und zu­
gleich auf Zustimmung zum Vollzug geklagt. Das Landgericht 
hat die ausdrückliche Zustimmung zu einem Teilungsplan 
(LGU 12) für1 überflüssig gehalten; in dem Verlangen nach 
Zustimmung (gemeint ist diejenige gemäß § 13 Abs. 2 Satz 
1 Nr. 1 Hinterlegungsordnung) sei die Forderung nach Ab­
schluß eines entsprechenden Auseinandersetzungsvertrages 
enthalten. Daran ist richtig, daß die, gemäß § 1? Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 Hinterlegungsordnung ausreichende Feststel­
lung (oder die Bewilligung gemäß § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
Hinterlegungsordnung) irn allgemeinen bereits in der Verur­
teilung zur Zustimmung zun Teilun&splyn liegt. Deaitentspre- 
ehend ist davon auszugehen, daß da? 1 ardgericht die Beklag­
te ine identer zugleich auch zur Zus t:i mmunc zu ccm vom Kläger | 
gewünschten Teilungsplar: (Auftei lung ;eo hinterlegt er Hs trä­
ges je zur Hälfte) verurteilen wollte und verurteilt hat. 
Trotz des Wortlauts handelt es sich daher nicht ledicllch

0



-  6 -

urn eine - rechtlich bedenkliche - Verurteilung zu einem 
Vollzugsakt zu einem fehlenden schuldrechtlichen Ausein- 
andersetzungsvertrag; ein solcher fehlt nur scheinbar.

Auch das Berufungsgericht hat die Klage nicht an die­
sem Gesichtspunkt scheitern lassen. Es hat seine Entschei­
dung insoweit damit begründet, beide Parteien hätten dem 
"eigentlich notwendigen" Teilungsplan (Aufteilung je zur 
Hälfte) zugestimmt.

3. Die vom Berufungsgericht für richtig gehaltene Auf­
teilung des hinterlegten Betrages im Verhältnis eins zu 
eins vermag der Senat aber nicht zu billigen.

Landgericht und Oberlandesgericht haben einen Anspruch 
der Beklagten auf Zahlung von 7.^94,44 DM bejaht. Dabei han­
delt es sich urn den anteiligen Überschuß der Mieteinnahmen 
aus der Zeit nach dem, Tode der Mutter, der der Beklagten nach 
der eigenen Auffassung des Klägers zusteht. Mit Recht bean­
standet die Revision, daß das Berufungsgericht der Beklag­
ten insoweit lediglich ein Zurückbehaltungsrecht zugebil­
ligt hat. Die Forderung, die sich aus §§ 2038 Abs. 2 Satz 
1, 743 Abs. 1 BGB ergibt, gründet sich auf die Erbengemein­
schaft und ist daher gemäß §§ 2042 Abs. 2, 756 BGB entspre­
chend dem Verlangen der Beklagten aus dem Anteil zu entneh­
men, der dem Kläger bei der Auseinandersetzung an sich zu­
käme (RGZ 78, 273); für die Teilauseinandersetzung gilt in­
soweit nichts anderes. Einer Aufrechnungserklärung bedarf es 
insoweit nicht. Abgesehen davon ist es mit der Rechtspre­
chung des Bundesgerichtshofes (BGHZ 63, .348) nicht ohne wei­
teres zu vereinbaren, wenn dem Teilhaber einer Gemeinschaft, 
der jederzeit deren Aufhebung verlangen kann (vgl. §§ 749, 
2042 BGB), trotzdem gestattet wird, dem Auseinandersetzungs-
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anspruch ein Zurückbehaltungsrecht gemäß § 273 BGB entge­
genzusetzen (anders in dem Fall BGHZ 90, 194).

Bereits infolge dieser Abrechnung gemäß § 756 BGB 
kann der Kläger nicht verlangen, daß die Beklagte der von 
ihm gewünschten Auseinandersetzung durch Aufteilung je zur 
Hälfte zustimmt. Im Rahmen der Erbteilungsklage ist nur 
darüber zu befinden, ob der zur Entscheidung gestellte Tei­
lungsplan den gesetzlichen Vorschriften entspricht oder

inicht.' Für Modifizierungen durch das Gericht besteht kein
Raum.

Schon aus diesem Grunde kann das angefochtene Urteil, 
soweit es der Klage stattgibt, nicht bestehen bleiben. An­
dererseits kann die Klage aber auch nicht abgewiesen werden. 
Das Berufungsgericht hätte den Kläger mit entsprechenden 
Hinweisen versehen und auf sachdienliche Anträge hinwirken 
sollen. Das ist unterblieben, weil das Oberlandesgericht 
die Notwendigkeit entsprechender Hinweise infolge seiner 
abweichenden materiellrechtlichen Auffassung nicht erkannt 
hat. Die erforderlichen Erörterungen dutch den Tatrichter 
werden nachzuholen sein. Entsprechendes gilt auch für die 
Entscheidung des Berufungsgerichts über die Widerklage.

i
4. Für die erneute Verhandlung und iEntscheidung erschei­

nen folgende Hinweise angebracht:

A. Die Revision meint, das Berufungsgericht habe die 
Rechtsbeziehungen zwischen der Vorerbin und den Nacherben 
einerseits und diejenigen zwischen der Vorerbin und ihrem 
Beauftragten, dem Kläger, andererseits unzulässigerweise 
miteinander vermengt. In der Tat hat das Berufungsgericht 
diesen Unterschied nicht ausreichend behandelt.

, ' i
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a) Soweit dem Kläger vorgehalten wird, er habe seine 
Pflichteri im Verhältnis zur Vorerbin verletzt, seien diese 
nun nach Auftragsrecht oder - im Falle des § 7^5 Abs. 1 
BGB - nach den Regeln der Gemeinschaft zu beurteilen, und 
habe dadurch die Vorerbin geschädigt, handelt es sich um 
mögliche Schadensersatzansprüche der Mutter der Parteien. 
Sollte die Mutter infolge der angeblichen Pflichtverlet­
zungen des Klägers um Nutzungen gebracht worden sein, die 
ihr in ihrer Eigenschaft als Vorerbin des Vaters als ihr 
freies Vermögen zustanden, dann findet insoweit gemäß § 2111 
Abs. 1 Satz 1 BGB keine Surrogation in den Nachlaß des Va­
ters statt. Entsprechende Ersatzansprüche gegen den Kläger 
gehören vielmehr in den Nachlaß der Mutter; mit der Ausein­
andersetzung des Nachlasses des Vaters, um die es hier geht, 
haben sie nichts zu tun. Das ist anders, falls dem Kläger 
zur Last zu legen sein sollte, er habe die S u b s t a n z  
des Nachlasses des Vaters gemindert. Daraus folgende Ersatz­
ansprüche gegen den Kläger fallen gemäß § 2111 Abs. 1
Satz 1 BGB in den Nachlaß des Vaters und sind bei der Aus­
einandersetzung dieses Nachlasses, und zwar auch im Rahmen 
einer Teilauseinandersetzung, zu berücksichtigen (§ 756 BGB).

b) Davon zu unterscheiden sind mögliche Ersatzansprü­
che, die sich aus dem Verhältnis der Mutter in ihrer Eigen­
schaft als Vorerbin zu den Nacherben ergeben können. Soweit 
die Vorerbin die ihr gesetzten Grenzen nicht eingehalten 
haben sollte, könnten Ersatzansprüche der Nacherben gegen 
die Vorerbin gemäß § 2130, 2131 BGB wegen Sübstanzverlustes 
in Betracht kommen; derartige Ansprüche würden gemäß § 2111 
BGB ebenfalls zum Nachlaß des Vaters gehören und wären ge­
gen die Parteien in ihrer Eigenschaft als Erben ihrer Mut­
ter gerichtet. Da beide Parteien je zur Hälfte sowohl Mit­
erben nach der Mutter als auch nach dem Vater geworden sind,
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ist aber davon auszugehen, daß derartige Ansprüche durch 
Vereinigung von Forderung und Schuld (Konfusion) erloschen 
sind; ein besonderes Interesse der einen oder der anderen 
Seite daran, daß die Rechte dennoch fortbestehen (vgl. 
§§1063 Abs. 2, 1256 Abs. 2 BGB), ist nicht ersichtlich.

B. Zu den einzelnen Gegenansprüchen ist folgendes 
zu bemerken:

a) Soweit die Beklagte Ansprüche aus der Valutierung 
von zwei Grundschulden (III 12, 13) in Höhe von insgesamt
13O.OOO,- DM während der Zeit der Vorerbschaft herleitet, 
bestehen gegen das angefochtene Urteil keine rechtlichen 
Bedenken.

Die Beklagte beansprucht hier Schadensersatz,,weil der 
Kläger die erlangten 130.000,- DM nicht für das Grundstück, 
sondern für sich privat verwendet habe,. Demgegenüber nimmt 
das Berufungsgericht an, der Kläger habe anhand einer umfang' 
reichen Aufstellung (Bl. 146 ff. = A91 ff. d.A.) und der 
beigefügten Belege im einzelnen dargetan, wohin der Betrag 
geflossen ist. Es wertet die dargelegten Ausgaben zum weit 
überwiegenden Teil als Aufwendungen im Sinne von § 2124 
Abs. 2 BGB, die aus der Erbschaft bestritten werden dürfen; 
der nachgewiesene Betrag übersteige die aufgenommene Summe 
solpher Aufwendungen sogar um rund 50.000,- DM. Wenn die 
Beklagte sich gegen diese im einzelnen dargelegten Verwen­
dungen wenden wolle, dann müsse sie dartun, in welchen Ein­
zelpunkten die Angaben des Klägers falsch seien und weshalb. 
Daran habe die Beklagte es fehlen lassen.

, 1
Diese Ausführungen lassen einen Rechtsfehler nicht 

erkennen. Entgegen der Meinung der Revision hat das Beru-
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fungsgericht die Beweislast des Klägers, wie sich BU 28 
unten zeigt, nicht verkannt; vielmehr hat es die Darle­
gungen der Beklagten nicht ausreichen lassen. Das ist recht­
lich nicht zu beanstanden. In der Tat hätte die Beklagte 
sich nicht mit der Behauptung begnügen dürfen, der Kläger
habe die erlangten 130.000,- DM für sich privat verwendet.

!

Unter diesen Umständen erweisen sich auch die Angrif­
fe dagegen als unbegründet, daß das Berufungsgericht den Ab­
schluß einer Tilgungsversicherung für das zugrunde liegen­
de Darlehen und die Entnahme der hierfür entstandenen Prä­
mien aus dem Hauskonto als rechtmäßig angesehen hat. Ent­
sprechendes gilt für den Zinsendienst. Auch für die .Zeit 
nach dem Tode der Mutter (A. Mai 1975) muß die Beklagte die 
Zinsen für das Darlehen mittragen.

b) Der Grundbesitz ist mit einer altenbereits vor 
dem Tode des Vaters eingetragenen und valutierten Hypothek 
(III 7) belastet. Der Kläger hat mit der Gläubigerin ver­
einbart, die laufende Tilgung des gesicherten Darlehens aus­
zusetzen. i Die Beklagte hat geltend gemacht,, diese Vereinba­
rung habe zu einem unnötigen Zinsmehraufwand geführt; die­
sen hat sie vor dem Tatrichter mit 107.837,31 DM und im Re­
visionsverfahren zuletzt noch mit 37.837,31 DM beziffert.
Das Berufungsgericht meint, die Vorerbin habe die Belastung)nicht zu tilgen brauchen, sondern lediglich den Stamm des 
Nachlasses, also das schon belastete Grundstück ln seinem 
Wert erhalten müssen.

Diese Begründung vermag der Senat nicht zu billigen. 
Gemäß § 212A Abs. 1 BGB hat der Vorerbe im Verhältnis zum 
Nacherben die gewöhnlichen Erhaltungskostenjzu tragen. Da­
zu gehören nach allgemeiner Meinung auch die gewöhnlichen,
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nicht unter § 2126 BGB fallenden Lasten. Lasten in diesem 
Sinne sind die Pflichten, die auf Leistung gehen und die 
den Eigentümer, Besitzer oder Rechtsinhaber als solchen 
treffen (vgl. Senatsurteil vom 10.7.1980 - IVa ZR 20/80 - 
LM BGB § 2126 Nr. 4). Das trifft auch für die laufenden 
Tilgungsraten eines Hypothekendarlehens zu. Sie sind wieder­
kehrende Leistungen, die bei ordnungsgemäßer Verwaltung im 
allgemeinen aus den Einkünften des Vermögens bestritten wer­
den. Das ist hier nicht anders als gemäß § 1088 BGB bei dem 
Nießbrauch an einem Vermögen (vgl. OLGZ 75, 341). Die un­
terbliebene Tilgung könnte im Hinblick auf die Eigentümer­
grundschuld, die dem! Nachlaß infolgedessen möglicherweise 
entgangen ist, einen Ersatzanspruch der Nacherben gemäß 
§§ 2130, 2131 BGB wegen Substanzverlustes gegen die Vorer­
bin zur Folge haben. Insoweit wird auf die obigen Ausfüh­
rungen zur Konfusion unter Ab) verwiesen.

1
Andererseits dürften die Mehrzinsen, die von der Vor­

erbin zu zahlen waren und die die Beklagte hier beansprucht 
(vermindert um die von der Vorerbin ersparten Tilgungsra­
ten von jährlich 2 %  = 1.400,- DM für die Zeit von 1962 bis 
1975), einen Anspruch der Vorerbin gegen den Kläger be- 
gründen können, an dem die Beklagte als deren Miterbin mit­
beteiligt ist (vgl. MK-Grunsky, BGB § 2126 Rdn. 3 >  aber
auch Soergel/Harder, BGB 11. Aufl. § 2126 Rdn. 3). Hierzu

\ ' wird auf Abschnitt A a) verwiesen.
j I

c) Die Beklagte hält dem Kläger vor, für das Hausgrund­
stück sei wiederholt Versicherungsschutz gewährt worden.
Der Kläger habe die Versicherungsleistungen in Höhe von ins­
gesamt 10.329,83 DM aber nicht dem Hauskonto gutgeschrieben. 
Das Berufungsgericht hat den entsprechenden Sachvortrag als 
unschlüssig angesehen. Ersatzansprüche!hätten insoweit nur
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' I
entstehen konnten, wenn die den Versicherungsfellen zu­
grundeliegenden Einzelschäden nicht beseitigt worden wären. 
So sei es hier aber nicht.

Diese Begründung beanstandet die Revision mit Recht.
Der Beklagte muß Zahlungen des Sachversicherers, die er er­
halten hat, der Eigentümergemeinschaft selbstverständlich 
auch dann gutbringen, wenn die Einzeischäden, wie er be­
hauptet, ,aus den Mieterträgnissen behoben worden sind.

d) Entgegen der Annahme der Revision bet das Berufungs­
gericht einen Anspruch wegen der Reparatur des Bieraufzuges 
(324,30 DM und 1.665,- DM) nicht mit der Begründung verneint, 
es handele sich um gewöhnliche Erhaltungskosten. Es hat
der Beklagten einen Ersatzanspruch insoweit vielmehr nur 
deshalb abgesprochen, weil der Kläger rund. 50.000,- DM Aus­
gaben mehr nachgewiesen habe, als das aufgenommene Darlehen 
ausmache. Diese Begründung ist rechtsfehlerfrei.

e) Die Beklagte beanstandet, daß der Kläger 7.200 - DM 
für Schönheitsreparaturen von einer Mieterin erhalten und 
diese für sich verwendet habe. Das Berufungsgericht nimmt an, 
aus diesem Vorgang ergebe sich für die Beklagte als Mit- 
Nacherbiri kein Schadensersatzanspruch. Es handele sich um 
eine normale Einnahme (Nutzung), die dem Kläger und der Vor­
erbin zugestanden habe. Für einen Schedensersetzanspruch
der Beklagten als Nacherbin bestehe daher kein Raum.

Der hiergegen gerichtete Angriff der Revision i~t unbe­
gründet. Richtig ist allerdings, daß das Berufungsgericht 
nicht auf die Behauptung eingegnngen ist, der Kläger habe 
die Zahlung auf sein Privatkonto umgebucht und die Vorerbin



13 -

insoweit leer ausgehen lassen. Das ist aber im Ergebnis 
unschädlich. Wie das Berufungsgericht zutreffend, erkannt 
hat, handelt es sich bei der Zahlung um eine Nutzung. 
Mögliche Ansprüche der Vorerbin aus diesem Vorgang.ge­
hören daher zu dem freien Vermögen der Vorerbin und nach 
deren Ableben in den Nachlaß nach ihr.,Mit der Auseinan­
dersetzung des Nachlasses nach dem Vater, urr. die es hier 
geht, haben sie nichts zu tun (vgl. oben unter A a).

f) Die Beklagte hält dem Kläger Vor, er habe Reno­
vierungskosten für das Haus Friedrichsstraße 12, in dem 
das Gardinenhaus Schleicher betrieben wird, zu Unrecht 
über das Haus Luisenstraße 7 abgerechnet (3^8,57 DM und 
2.62,79 DM). Das Berufungsgericht hält diesen Vorwurf für 
unbegründet, weil die Mutter in ihrer Eigenschaft als Vor­
erbin an der Gardinenhaus Schleicher oHG beteiligt gewe­
sen sei und weil deshalb die beanstandeten Beträge aus dem 
Hauskonto oder aus dem aufgenommenen Darlehensbetrag hät­
ten entnommen werden dürfen. ,

Diese Begründung ist schon deshalb bedenklich, weil 
die genannten Renovierungskosten aus. dem Jahre 1969 stam­
men und die offene Handelsgesellschaft seit 1962 nicht 
mehr besteht. j

I
Soweit die Beklagte weiter beanstandet, daß der Kläger 

die Renovierung von Mietwohnungen über'das Hauskonto ab­
gerechnet habe, sind die Ausführungen des Berufungsgerichts 
dagegen unbedenklich. Falls dem Kläger insoweit eine Min­
derung der Nutzungen zur Last zu legen sein sollte, die 
der Vorerbin zukamen, werden die Ausführungen unter A a) 
zu berücksichtigen sein. Entsprechendes gilt auch für die
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weiteren Vorwürfe der Beklagten, der Kläger hebe das 
Hauskonto Zu Unrecht mit Reparaturen in seiner eigenen 
Wohnung (695,65 DM) belastet, bestimmte Zahlungen der• 
Mieter (7.863,62 DM) nicht auf dem Hauskonto gutgeschrie­
ben, die Kosten für die Holzverkleidung Baumgarten 
(2.920,- DM!) hätten dem Pächter auferlegt werden müssen 
und der Kläger habe Nadelfilz für einen um 2.665,19 DM 
überhöhten Preis geliefert.

g) Der Kläger macht geltend, für die Räume einer 
Mieterin einen neuen Teppichboden für 2.283,56 DM gelie­
fert zu haben. Nach dem Inhalt des angefochtenen Urteils

4

(BU U U )  hat die Beklagte diesen Betrag vor dem Tatrichter 
zuletzt anscheinend nur deshalb nicht gelten lassen, weil 
der alte' Teppichboden noch nicht habe ausgewechselt wer­
den müssen. Das Berufungsgericht hat das Verhalten des Klä­
gers insoweit nicht als schuldhaft angesehen. Durchgrei­
fende rechtliche Bedenken bestehen insoweit nicht.

b) Die Beklagte wirft dem Kläger vor, 5.160,- DM 
vom Hauskonto für private Zwecke entnommen zu haben. Der 
Kläger behauptet, es handele steh um eine Kaution für die 
Gaststätte Lüdtke, die seinerseits auf ein Sparkonto umge­
bucht und bei Beendigung des Mietverhältnisses abgerechnet 
worden sei. Das Berufungsgericht meint, ohne die weitere 
Behauptung, der Betrag sei in Wahrheit nicht wieder an den 
Mieter ausgekehrt worden, könne von einem Ersatzanspruch 
der Beklagten nicht ausgegangen werden. Dabei ist nicht be­
rücksichtigt, daß die Beklagte unter Beweisantritt behaup­
tet hatte, das Vertragsverhältnis mit Lüdtke sei im Okto­
ber 1968 zu Ende gegangen; gleichwohl habe das Sparbuch 
mit der Kaution noch 1972 bestanden. Mit diesem Vortrag
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wollte die Beklagte dem Anschein nach auch geltend machen, 
Lüdtke habe die Kautiqn nicht zurückerhalten. Hinsicht­
lich der übrigen behaupteten Privatentnahmen des Klägers 
vom Hauskonto (9.778,50 DM) hat das Berufungsgericht ei­
nen Ersatzanspruch der Beklagten ebenfalls verneint. Da­
bei scheint es sich darauf zu stützen, .die Nutzungen hät­
ten der Mutter der Parteien in ihrer Eigenschaft als Vor­
erbin zugestanden. Insoweit wird auf Abschnitt A a) verwie­
sen. Entsprechendes gilt auch für den Vorwurf der Beklag­
ten, der Kläger habe verschiedene Wohnungen längere Zeit 
unnötig leer stehen lassen und dadurch einen Mietausfall 
von 52.910,- DM verursacht.

Rottmüller Dehner Dr. Schmidt-Kesse’

Dr. Zopfsj Dr. Ritter“.. i
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